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Mercedes Mende, Ökonomin und Psychologin, berät Politikerinnen und Politiker, die sich Anfeindungen ausge-
setzt sehen. FOTO: PETER FRÄNSEMEIER

Es sagt wohl mehr über den Zustand 
der Gesellschaft als über die ratsu-
chenden Bürgermeister aus, dass eine 
Psychologin wie Sie Amtsträger berät, 
oder?
Mercedes Mende: Die Hemmungslo-
sigkeit gegenüber Amtsträgern ist 
nach meiner Wahrnehmung gestie-
gen. Auch die Qualität der Anfeindun-
gen hat zugenommen. Bürger reagie-
ren schneller aggressiv und wütend, 
statt erst einmal nachzufragen, was 
hinter bestimmten Entscheidungen 
denn eigentlich steht. Die Bereitschaft 
sinkt, in den Dialog zu gehen und die 
Gegenseite zunächst einmal in Ruhe 
anzuhören. Zu oft werden Bürger-
meister vorschnell verurteilt und als 
Blitzableiter für Wut und Frust miss-
braucht.

Sind es so eindeutig die Angriffe von 
außen oder belastet auch der wach-
sende Druck für Entscheidungsträger, 
immer komplexere Aufgaben bewäl-
tigen zu müssen und das auch noch 
unter immer engeren finanziellen 
Rahmenbedingungen?
Am meisten belasten sogenannte so-
ziale Konflikte, also zwischenmensch-
liche Auseinandersetzungen. Dahinter 
steckt unser menschliches Grundbe-
dürfnis nach Zugehörigkeit und 
Selbstwertschutz. Anwürfe von außen, 
womöglich auch noch anonym und da-
mit noch weniger greifbar, stellen eine 
besondere Bedrohungslage dar.

Warum belasten anonyme Angriffe 
besonders stark?
Da ist nicht nur unser Bindungsbe-

dürfnis bedroht, sondern auch das Be-
dürfnis nach Sicherheit und Kontrolle. 
Die Erfüllung unserer Grundbedürf-
nisse ist wesentlich, um innerlich in 
Balance zu bleiben.

Manche Menschen bemängeln, dass 
politische Debatten früher härter ge-
führt worden seien. „Wehner gegen 
Strauß“, heißt es dann, „die haben 
sich noch gefetzt – heute ist alles 
weichgespült in der politischen De-
batte“. Da ist also ein Wunsch nach 
härterer Auseinandersetzung. Auf 
der anderen Seite waren die Anfein-
dungen noch nie so groß, ging es noch 
nie so unangenehm und offensiv zur 
Sache. Welche Wahrnehmung 
stimmt?
Es wurde schon immer derb geredet in 
der politischen Auseinandersetzung. 
Aber Drohungen, die eindeutig in 
Richtung Körperverletzung gehen, das 
ist eine neue, zugespitzte und zuneh-
mende Lage. Amtsträger werden teil-
weise körperlich angegangen, 
schlimmstenfalls mit Waffen wie Mes-
sern verletzt. Das geht ans Existen-
zielle der Person.

Und was bringt Menschen dazu, diese 
Grenzen zu überschreiten?
Für einfache Antworten auf diese 
Frage ist die aktuelle Situation mit der 
Vielzahl an Krisen und dadurch aus-
gelösten Ängsten zu komplex. Men-
schen reagieren unterschiedlich auf 
diffuse Bedrohungen, auf den Verlust 
von Sicherheit und auf das Gefühl von 
Ausgeliefertsein. Manche überkom-
pensieren Angst mit Hass gegenüber 
vermeintlich Schuldigen. Andere 
schließen sich in Gruppen zusammen, 
suchen nach vermeintlich einfachen 
Lösungen und hetzen gegen Anders-
denkende. Beides führt zu Polarisie-
rung.

Was genau wollen die aggressiven An-
greifer eigentlich erreichen – jemand 
fertig machen, ihn aus dem Amt drän-
gen oder einfach nur ungerichtet 
Dampf ablassen?
Das lässt sich schwer pauschal beant-
worten. Jemanden diffamieren, herab-

setzen, verdrängen zu wollen, können 
Gründe sein. Die Motivation kann aber 
auch ganz anders gelagert sein. Sie 
kann nichts mit der Person zu tun ha-
ben, an der sich die Aggression ent-
lädt. Der Kommunalpolitiker be-
kommt die Aggression zu spüren, weil 
er vor Ort ist, ansprechbar ist, greifbar 
ist, in der Öffentlichkeit steht und ein 
Gesicht hat, das bekannt ist.

Was ist Aggression eigentlich aus psy-
chologischer Sicht?
Eine Mischung aus Enttäuschung und 
Wut. Und die können sich auf Ent-
scheidungen des Amtsträgers bezie-
hen. Sie können aber auch auf Ent-
scheidungen fußen, die auf anderer 
Ebene getroffen worden sind, wofür 
aber der Amtsträger verantwortlich 
gemacht wird. Das nennt man Prob-
lemverschiebung.

Was ist für Betroffene die beste Tak-
tik, mit verbalen Angreifern umzuge-
hen: ignorieren, offensiv sein oder 
gleich anzeigen?
Strafbares gilt es anzuzeigen. Auch, 
um ein klares Zeichen zu setzen, dass 
so etwas nicht akzeptiert wird. Alles 
Weitere hängt davon ab, wie die be-
treffende Person das handhaben 
möchte. Denn sie ist es, die mit den 
Folgen zurechtkommen muss. Das 
Vorgehen hängt auch davon ab, wel-
che Vorgeschichte mit dem Vorfall ein-
hergeht. Ist es eine einmalige Sache 
oder zieht sich der Vorfall über eine 
längere Zeit? Irgendwann ist das Fass 
des Aushaltbaren voll.

Letztlich reden wir ja über eine aus-
gesprochen polare gesellschaftliche 
Situation, die zu immer noch mehr 
Polarisierung führt. Wie kommen wir 
als Gesellschaft heraus aus dieser Spi-
rale?
Einen Ausweg sehe ich in einer Politik, 
die sagt, was sie tut, und tut, was sie 
sagt. Wenn die Glaubwürdigkeit in 
politische Entscheidungsträger 
schwindet, ist das Zündstoff für An-

feindungen. Denn Stimmigkeit ist ein 
weiteres menschliches Grundbedürf-
nis.

Wenn Bürgermeister zu Ihnen kom-
men, ist es dann nicht eigentlich 
schon zu spät, weil der Druck so groß 
geworden ist, dass ohne professio-
nelle Hilfe nichts mehr geht?
Es ist nie zu spät, sich Unterstützung 
zu holen. Entscheidend sind die Be-
reitschaft, wirklich etwas verändern 
zu wollen, und die nötige Prise Mut, 
offen über die eigenen Belastungen zu 
sprechen. Das mag trivial klingen, ist 
es aber oft nicht. Denn wir Menschen 
sind Meister im Verdrängen und Aus-
halten.

Worin Amtsträger natürlicherweise 
besonders gut sind.
In der Tat, sie bringen dafür oft beson-
ders ausgeprägte Fähigkeiten mit.

Welche Strategien geben Sie Betroffe-
nen an die Hand?
Das ist ganz individuell. Denn die 
Frage dahinter lautet: Was macht die 
jeweilige Situation für den Bürger-
meister oder die Bürgermeisterin so 
besonders drückend, belastend und 
erschöpfend? Das beantworten die Be-
troffenen unterschiedlich. Ein wesent-
licher Baustein liegt in der Fähigkeit, 
sich abzugrenzen. Nicht alles an sich 
ranzulassen, es nicht persönlich zu 
nehmen.

Letztlich bedeutet das ja ein bewuss-
tes Trennen zwischen Funktion und 
Person.
Was aber gar nicht so einfach ist. Es 
geht tatsächlich darum, erkennen zu 
lernen, was dem Amt zuzuschreiben 
ist – und diese Dinge nach Feierabend 
genau dort zu lassen: im Rathaus.

Apropos Rat- und Privathaus: Wie 
sehr beeinflusst die Entwicklung hin 
zu mehr Bedrohungen eigentlich Fa-
milien oder Angehörige von Amtsträ-
gern?
Natürlich wirkt es sich auf Familien-
systeme aus, wenn ein Mitglied ein öf-
fentliches Amt bekleidet. Alles andere 

wäre naiv. In welcher Weise, hängt da-
von ab, inwieweit die Familie die Ent-
scheidung mitträgt, den Amtsträger 
unterstützt, bereit für zeitliche Ent-
behrungen ist. Und auch, ob die Fami-
lie akzeptiert, selbst Teil der Öffent-
lichkeit zu werden. Natürlich wirkt es 
sich auf die Angehörigen aus, wenn 
der Amtsträger über den normalen All-
tag hinaus Anfeindungen ausgesetzt 
ist. Das kennt vermutlich jeder aus sei-
ner eigenen Beziehung: Wenn es dem 
Partner, der Frau, der Freundin nicht 
gut geht, dann spüren wir das – und 
dann bedrückt das auch uns.

In der Familie, aber auch für die Ein-
zelnen kann sich irgendwann die 
Frage stellen, ob jemand sein Amt lie-
ber abgeben sollte. Wann raten Sie 
dazu?
Wann Zeit ist aufzuhören, entscheidet 
jeder für sich selbst. Gleichwohl: Wenn 
das Amt mehr Energie kostet, als es 
Freude bereitet, gilt es ehrlich zu prü-
fen: Möchte ich das Amt so weiterfüh-
ren?

Im Einzelfall kann so eine Entschei-
dung richtig und auch mutig sein, 
wenn jemand feststellte, dass es mehr 
Qual als Erfüllung ist. Doch insge-
samt betrachtet stellt sich ja die 
Frage, was passiert, wenn niemand 
mehr diese Jobs übernehmen will, die 
so wichtig für das Gelingen der Demo-
kratie sind.
Völlig richtig. Realistisch betrachtet, 
ist die Demokratie vor Ort gefährdet, 
wenn Amtssessel unbesetzt bleiben. 
Ich sehe da eine ganz ungünstige Ent-
wicklung auf uns zurollen.

Um die drohende Situation noch kon-
kreter zu machen: Nehmen Sie eine 
Abnahme potenziellen Personals 
wahr, wenn es um die Besetzung poli-
tischer Posten geht?
Wenn Sie sich die Anzahl der unbe-
setzten Bürgermeisterposten an-
sehen, die fehlenden Bewerbungen für 
anstehende Wahlen sowie die zuneh-
menden Rücktritte, dann zeigt die 
Realität, dass die Bereitschaft, Verant-
wortung auf vorderster Ebene zu über-
nehmen, faktisch sinkt.

Glauben Sie, dass es in zehn oder 20 
Jahren noch Bürgermeister geben 
wird oder wurden sie – etwas über-
spitzt gefragt – dann alle aus ihren 
Ämtern vertrieben?
Ich glaube, dass es wichtig ist, jetzt die 
Weichen so zu stellen, dass sich Amts-
träger ausreichend geschützt fühlen. 
Es gilt, alles daran zu setzen, diese Ent-
wicklung zu stoppen. Angriffe, An-
feindungen und despektierliches Ver-
halten dürfen wir als Gesellschaft in 
keiner Weise tolerieren.

Das klingt in der Theorie überzeugend 
und viele würden diese Forderung 
unterschreiben. Aber wie schaffen wir 
das in der Praxis?
Es liegt an jedem Einzelnen von uns, 
einen Beitrag zu leisten und einmal 
darüber nachzudenken, wie wir uns 
selbst Amtsträgern gegenüber verhal-
ten. Ob das immer angemessen ist, ob 
man selbst möchte, dass mit einem so 
umgegangen wird – oder eben nicht. 
Wir sind der Entwicklung nicht ausge-
setzt, sondern haben einen Einfluss 
darauf. Jede und jeder von uns ist Teil 
der Entwicklung und kann mitwirken, 
dass sich die Situation verbessert. Das 
ist die positive Botschaft.

Wie sind Sie selbst eigentlich aufs 
Thema Beratung genau dieser Klien-
tel gekommen?
Ich bin ein politisch interessierter 
Mensch. So habe ich früh erkannt, in 
welchem Spannungsfeld sich kommu-
nale Amtsträger bewegen und unter 
welchem Druck sie stehen. Sie tragen 
Verantwortung für ihre Verwaltung, 
leiten den Gemeinderat, vermitteln 
ständig zwischen Interessengruppen, 
sind im Fokus der Öffentlichkeit und 
sind dabei mit ihren Themen oft auf 
sich allein gestellt. Ich war als Ökono-
min selbst viele Jahre in Führungsver-
antwortung und kenne die Last der 
Verantwortung und unterschiedlicher 
Erwartungen.

Gibt es bei Ihrem Tun so etwas wie ein 
Kernanliegen?
Ja, dass Bürgermeister gut und gesund 
durch die Amtszeit kommen – denn 
wir brauchen diese Menschen.

Das Interview führte Benjamin Piel.

„Die Hemmungslosigkeit ist gestiegen“
Mercedes Mende (44)
ist Expertin für Krisen- und Stressbewälti-
gung. Die Psychologin mit psychothera-
peutischer und notfallpsychologischer 
Ausbildung sowie Diplom-Volkswirtin 
führt eine eigene Praxis im Schwarzwald. 
Seit fast zehn Jahren unterstützt sie bun-
desweit Bürgermeister, Amtsträger und 
kommunale Führungskräfte unter Belas-
tung.

„Einen Ausweg sehe ich in einer Politik, 
die sagt, was sie tut, und tut, was sie sagt.“
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